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lOOCff^enÖei:* Bürgermeister Franz Eigl

fogenmotti'ci öle liietten:

1. BljebOtgetmelftet:-Herman" gencht •

2. Vizebürgermeister:OSR.J^sef Pexider

ßefdiäftöfütireriöe Sememöeräte:_ _Dr. Anton. Denk, Karl Almeder,

Ehrenfried Teufl, Leopold Anderl, Johann Winkler.

i5cm^inöECätE: Karl Hagl, Dr.Edgar Rosenmayr, Ing.Rudolf Slatner,

Johann Prinz, Rupert Manauschek, Johann Haider, AntorLündner,

Lahg.Anton Anderl, Dr.Hans Hermann, Franz Wimmer, Georg Katzgraber,

Leopold Harrauer.

lEntfdlUlÖlöt: qR.Pr.Rudolf Wolf.

flicht enticliulöiQt:

Lladiöem öet lOotfftenöe öfe IBefciilußfdtifgheft öec lOerfammlurig honftatiert

hat, mi'cö öfe JSfftuna eröffnet.
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1.) Grundsteuereinhebung ab I.Jänner 1964.

Der Bürgermeister berichtet, daß laut dem vom n.ö. Landtag mit

31.Oktober 1 963 beschlossenen Landes-Verfassungsgesetz (Grundsteuer

verwaltungsgemeinschaften-Sesetz 1963) die Voraussetzung dafür

geschaffen wurde, daß die n.ö. Gemeinden ab I.Jänner 1964 die

Grundsteuer durch das eigene gemeindliche Personal selbst einheben

können, oder ein Grundsteuereinhebungsamt am Sitze der Bezirks¬

hauptmannschaft die Einhebung für die Gemeinde vornimmt. Soferne

die Gemeinde die Grundsteuer selbst einheben will, wäre bis 3o.

d.M. ein diesbezüglicher Gemeinderatsbeschluß zu fassen und dieser

bis 6.Dezember 19.63 der Bezirkshauptmannschaft Zwettl bekanntzu¬

geben. Sollte die Gemeinde die Grundsteuer nicht selbst einheben»

würden auf die Verwaltungsgemeinschaft als Vergütung für die bei
«

der Einhebung erwachsenden Kosten 2 # des Grundsteuerertrages (wie

bisher auf Finanzamt) entfallen.

Der Bürgermeister führt weiter an, daß, da durch die Vorsorge in

der Gemeinde die Selbsteinhebung der Grundsteuer mit den im Diens

stehenden eigenen Kräften und fast ohne jede Mehrkosten gemeinsam

mit der Abgabenbuchhaltung mitlaufen könne, er daher beanjtr^g^, ^ ^

die Selbsteinhebung der Grundsteuer für die Stadt Zwettl/^zu be¬

schließen.

Stadtrat Almeder schließt sich dem Antrag des Bürgermeisters an

und berichtet, es sei bereits im Jahre 1962 offensichtlich ge¬

worden, daß die Grundsteuereinhebung durch die Finanzämter schlag-*
artig eingestellt werden könnte. Die Stadtgemeinde Zwöttl wäre

somit vor einer momentanen unabwendbaren Situation gestanden, die

sie meistern hätte müssen. Durch Erlaß der n.ö.Landesregierung

wurde nochmals bewirkt, daß die Grundsteuer noch für das Jahr !9 63

vom Finanzamt eingehoben wurde. Die Stadtgemeinde Zwettl habe da¬

her Vorsorge getroffen, daß die Einhebung im eigenen Wirkungskreis

durchgeführt werden könne, und zwar durch Ankauf einer neuen

Buchungsmaschine und Ausarbeitung und Bestellung entsprechender

Drucksorten für die Umstellung auf eine moderne Haushalts- und

Abgabenbuchführung. Dadurch sei eine Selbsteinhebung der Grund¬

steuer ab I.Jänner 1964 möglich geworden.

GR.Labg.Anderl findet es erfreulich, daß nun auch die niederöster¬

reichischen Gemeinden von der Einhebung der Grundsteuer durch das

Finanzamt abgehen, ebenso, daß die Stadtgemeinde Zwettl zur Selbstf¬

einhebung schreiten werde.

Der Antrag des Bürgermeisters und von Stadtrat Almeder wird sodann
BÜRGERSPITALSFONDSSTIFTUNG.
2.) per Bürgermeister teilt den Herren dfes Gemeinderates mit, daß

über Antrag des Bundesrates Ob.Med.Rat Dr.Haberzettl die Ehren¬

bürger und Bürger der Stadt Zwettl als Anspruchsberechtigte der

Bürgerspitalfondsstiftung den Bürgermeister und Gemeinderat der

Stadtgemeinde Zwettl beauftrag en, alle geeigneten Schritte zu

unternehmen, daß in die Verwaltung der Bürgerspitalfondsstiftung

Zwettl ehestens die ordentlichen Organe i.S. der seinerzeitigen

Satzungen eingesetzt werden. Hiezu erl'iutert der Bürgermeister,
Bürger8pitalionds-

daß das Vermögen der'Stiftung Zwettl durch Stiftungen von Zwettler

Bürgern und Aufnahmsgelder bei Bürgerrechtsverleihungen entstanden

ist. Die "Bürger-Satzungen" aus den Jahren 19o5,1921 bzw.1934 be¬

stimmen deshalb auch sehr eingehend die Grundsätze für die Ver¬

waltung. Der oberste Grundsatz dafür lautete: "Der Gemeinderat

der Stadt Zwettl ist in Bürger- und Bürgerspita^-Angelegenheiten

die beschließende und überwachende Körperschaft." In der Zeit von

1938-1945 wurde die Stiftung in das Eigentum der Stadtgemeinde ein¬
verleibt. Im Jahre 1945 wurde durch die Stadtgemeinde Zwettl ein

m

einstimmig angenommen.
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Stadtrat Dr.Denk fragt den Herrn Bürgermeister, was er zu unter¬

nehmen gedenke, um den Wassermeister Kutschera zu einer ordnungs¬

gemäßen Erfüllung seiner Dienstobliegenheiten zu bringen. Er führ-f;

dabei an, daß es für ihn als Referenten unerträglich werde, daß

bei den vielen vorkommenden Gebrechen an der Wasserleitung er

völlig uninformiert bleibe und daher den anfragenden Parteien

keine Auskünfte geben könne. Als Beispiel für die seiner Meinung

nach äußerst mangelhafte Dienstauffassung des Wassermeisters

Kutschera führt Dr.Denk u.a. folgendes Beispiele an: Bereits am

25.Juli d.J. erging die schriftliche Anweisung des Herrn Bürger¬

meisters an den Wassermeister Kutschera, sich täglich dreimal

beim Stadtamtsdirektor im Gemeindeamt persönlich zu melden,

welche Anordnung am 17.9.1963 schriftlich wiederholt wurde. Trotzf

dem wurde sie bisher in ihrem vollen Umfang nicht ein einzigesmal

eingehalten.

Den Entwurf einer -schriftlichen Dienstanweisung für den Wasser¬

meister hat er am 21.10.1963 mit dem Auftrag erhalten, daß er bis

spätestens 25.Oktober 1963 schriftlich dazu Stellung nehmen solle

Dies ist bis zum heutigen Tage nicht erfolgt.

Seit mehr als drei Jahren wäre das Eisengeländer bei der Brücke

in der Kamptalstraße zu anrichten bzw. fertigzustellen, worum

Herr Kutschera auch von Stadtrat Winkler und GR.Labg.Anderl mehr¬

mals ersucht wurde. Trotz des Versprechens, dieses endgültig bis

Ende Oktober d.J. fertigzustellen, ist nichts geschehen.

Anläßlich der vom L.A.III/2 durchgeführten Wasserrechtsverhandluni-

am 4.Oktober 1963 wurde Wassermeister Kutschera von Stadtrat Dr.

Denk beauftragt, wöchentlich einmal in Gr.Göttfritz und den ander^i

Ortschaften, durch die der Sirningbach fließt, zu kontrollieren,

ob Jauche in den Sirningbach von einigen Hausbesitzern eingeleitet

wird und eventuell eine diesbezügliche Anzeige an die Bezirkshaupt¬

mannschaft sofort zu erstatten. Dies ist nicht geschehen.

Bezüglich der Rückspülung der Schnellfilter und der Chlorierung

des Trinkwassers haben sowohl der Herr Bürgermeister als auch

andere Herren der Gemeindeverwaltung sich überzeugen können, daß

Wassermeister Kutschera diesen Belangen nicht die Sorgfalt zu¬

wendet, die von ihm als dem für die Wasserversorgung und damit

für die Gesundheit der ganzen Stadt Verantwortlichen erwartet

werden mußte.

Dem gesamten Gemeinderat sei ja auch bekannt, daß an Herr Ignaz

Hausleitner S 43«ooo als Ersatz für Schüdei bezahlt werden mußten,

die diesem durch die projektswidrige Kanalverlegung in der Gerungser-

straße, für welche ebenfalls Herr Kutschera verantwortlich ist,

entstanden sind.

Nachdem der gesamte Gemeinderat diese Ausführungen mit Entrüstung

.zur Kenntnis genommen hat, führt GR.Labg.Anderl namens seiner

Fraktion dazu aus, daß auch diese der Meinung sei, es müsse hier

energisch durchgegriffen werden und die SPÖ-Fraktion wolle keines¬

wegs das Verhalten des Wassermeisters Kutschera irgendwie decken

oder diesen in Schutz nehmen. Er schlage daher vor, man solle

noch einmal ernstlich mit dem Wassermeister über die ganze Ange¬

legenheit reden.

Der Bargermeister erklärt hiezu, geredet sei darüber mit dem Wasser¬

geister schon oft genug worden und er sehe daher keine Veranlassung,

dies nochmals zu tun, sondern werde bei der Disziplinarkommission

die Einleitung eines Disziplinarverfahrens beantragen.

Stadtrat Teufl und GR.Dr.Hermann machen darauf aufmerksam, daß es

allmählich einer Katastrophe gleichkomme, daß das Schülerheim oft

eine Woche kein Wasser habe und dieser Übelstand noch größer werde

wenn nun das neue Bundesrealgymnasium eröffnet wird.
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Verwalter (Vizebgm.Hermann Feucht) bestellt. Obwohl die Stiftung

grundbücherliches Eigentum der Stadtgemeindg war, wurde sie selb¬

ständig durch den von der Gemeinde bestellten Verwalter geführt,

der in der Folge von der Landesregierung neuerlich bestellt wurde.

Nach Erlassung des *»N.Ö.Landes-Stiftungs-und Fond3reorganisations-

gesetzes" (LGB1.72/1955) wurde mit L.A.Il/4a-619-1955 vom 19.7.1956

gemä(2>§ 1, Abs.1, lit.a,und § 3, Abs.2, die Stiftung in Rechtsper¬

sönlichkeit wiederhergestellt. Gleichzeitig wurde von der Landes-
'

regierung (als Auf sich t&ehörde) verfügt, daß die Verwaltung bis auf

weiteres der Bezirkshauptmannschaft Zwettl obliege.Entsprechend dem

Antrag von Rückstellungsberechtigten, das sind Ehrenbürger und Bürger

von Zwettl, erfolgte am 2o.1.1958 die vermögensrechtliche Rück¬

stellung, die im Dezember 1961 auch grundbücherlich durchgeführt

wurd e.

In Anbetracht dessen, so führt der Bürgermeister mter an, daß

1. die Rückstellungsberechtigten (Bürger und Ehrenbürger von Zwettl)

die Gemeindevertretung auffordern, die Verwaltung im Sinne der früheren

Satzungen wiederherzustellen,

2. die Stadtgemeinde Zwettl sowohl in der Zeit von 1938-1945, als

auch nach dem Jahre 1945, die Stiftung getrennt vom Gemeindevermögen

nicht nur verwaltet, sondern auch ohne Zuschüsse von anderen Stellen

das Stiftungsvermögen vermehrt hat, sei es vom Gemeinderat als Pflicljit zu

betrachten, dafür einzutreten, daß für die Bürgerspitalfondsstiftung

Zwettl das bestehende Provisorium beendet werde und die ordentlicheiji

Verwaltungsorgane wieder eingesetzt werden.

GR.Labg.Anderl spricht sich dafür aus, daß die aus dem Jahre 1906

stammenden Satzungen baldigst abgeändert werden.

Stadtrat almeder stellt folgenden Antrag:

"Die n.ö.Landesregierung (als Aufsicht&ehprde) möge im Sinne des

Stiftungsreorganisationsgesetzes und der früheren Satzungen die

Wiedereinsetzung der ordentlichen Organe der Bürgerspitalfondsstif¬

tung Zwettl verfügen, d.h.den Gemeinderat der Stadt Zwettl als be¬

schließendes und verwaltendes Organ der Stiftung bestellen."

GR.Dr.Hermann gibt einen geschichtlichen Überblick über den Bestand

der Bürgerspitalsstiftung, der bis in das 13.Jahrhundert zurückreiche

wofür ihm der Bürgermeister namens des Gemeinderates herzlichst danklj;.

Vizebgm.OSR.Pexider gibt seiner Hoffnung darüber Ausdruck, daß die

Landesregierung dem Antrag des Gemeinderates zustimmen wfcrde .

VERSGäi^HI^

Uber Bericht von Stadtrat Anderl, daß Herr Baurat Ing.Janisch bereits

mit der Projektierung der Mostlerei begonnen habe, erfolgt der Be¬

schluß, der Bauausschuß möge sich damit befassen, wieviele Räume

benötigt würden, und damit eine Grundlage für die Planung des Archi¬

tekten schaffen.

Einstimmig angenommen.

Einstimmig beschlossen.

Stadtrat Dr.Denk erklärt, es sei trotz größter Bemühungen nicht mög¬

lich, den Wassermeister Kutschera dazu zu bringen, seine Pflicht^u

erfüllen. Er ersuche daher den Herrn Bürgermeister, dies zur Kenntnis

zu nehmen und entsprechende Schritte zu unternehmen'. Es sei wohl

schon genug Schaden durch die Nachlässigkeit des Wassermeisters auf¬

getreten und es habe jede Geduld ein Ende.

Der Bürgermeister erklärt, erja^jjS^ies zur Kenntnis und werde das

Nötige veranlassen.

Ende der Sitzung: 2o. 1 5 TJhr

rotokollnrüf^r:
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Der Bürgermeister:

4

Zur Kenntnis genommen.




